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Bundes- 
kanzler Wir zeigen 
HÄ Solidarität 

J*Ul»deskanzler Helmut Kohl gab vor der Bun- 
JesPressekonferenz in Bonn am 28. Februar 1991 
I0'gende Erklärung ab: 

lr alle haben Grund zur Freude über das bevorste- 
hende Ende des Krieges, über das Ende der Leiden 
je

er davon betroffenen Menschen. Der Sieg der Alli- 
v 

nen unter der Führung der Vereinigten Staaten 
ij n Amerika ist ein Sieg des Rechts über das 

nrecht, ein Sieg der Freiheit über die Gewalt. 
wait ist wieder frei; seine geschundene Bevölke- 
8 kann aufatmen, kann ein neues Leben begin- 

I n Und sich an den Wiederaufbau ihres zerstörten 
j. andes machen. 

ü 
U ^en jetzt bekanntwerdenden Greueltaten an 

mit d       8en Und m,flosen kuwaitischen Bürgern, 
hat S    Zerstörun8 der Lebensgrundlagen Kuwaits 

Saddam Hussein einmal mehr sein wahres 
^Slcht gezeigt. 

nig 
Völkergemeinschaft, unter Führung der Verei- 

ns en Staaten, hat seit dem irakischen Überfall 
waits mit großer Geschlossenheit reagiert. 

ges ,at der> Aggressor schließlich gezwungen, seiner 
ctllagenen Armee den Rückzug zu befehlen. 

Sadd dCn Streitkräften der Alliierten auch gelungen, 
sein am ^usseins Plan zu vereiteln, sich das Gros 

es Aggressionspotentials zu erhalten und seine 

(Fortsetzung auf Seite 2) 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

militärische Niederlage in einen Sieg 
umzumünzen. 
Dies gibt Anlaß zur Hoffnung für die 
künftige politische Entwicklung im Irak 
selbst und in der Golfregion. 
Es ging in diesem Krieg nicht um eine 
Auseinandersetzung mit dem irakischen 
Volk, das Saddam Hussein in zwei 
schwere, verlustreiche Kriege geführt und 
zu unzähligen Opfern gezwungen hat. 
Ebensowenig ging es um eine Auseinan- 
dersetzung zwischen der westlichen Welt 
und den Arabern oder gar dem Islam. 
Die Tatsache, daß arabische und islami- 
sche Staaten zum Kern der Allianz gegen 
Saddam Hussein zählten, ist hierfür ein 
klarer Beweis. 

Nach dem Ende der militärischen 
Auseinandersetzungen wird es jetzt 
darauf ankommen, eine dauerhafte 
und gerechte Friedensordnung für 
den Nahen und den Mittleren Osten 
zu schaffen. 

Dies wird eine der großen Herausforde- 
rungen für die Politik der nächsten Jahre 
sein. 
Die Politik darf nicht weiterhin vor der 
Aufgabe versagen, diese Region, in der 
drei Weltreligionen — das Judentum, der 
Islam und das Christentum — ihren 
Ursprung haben, zu stabilisieren und zu 
befrieden. 
Große gemeinsame Anstrengungen sind 
erforderlich, um für alle Probleme der 
Region — hierzu gehören vor allem die 
Palästinenserfrage und der Libanon — 
Verhandlungslösungen zu suchen und zu 
finden. 
Dabei muß die Sicherheit Israels garan- 
tiert sein. 
Die Bundesregierung wird sich — zusam- 
men mit ihren europäischen Partnern — 

am Aufbau einer solchen Friedensord- 
nung beteiligen. 
Die politische, wirtschaftliche und sozia'e 

Stabilität des Nahen und Mittleren 
Ostens, mit dessen Völkern uns jahrhun- 
dertealte Beziehungen verbinden, ist für 

uns Deutsche von lebenswichtigem Inter' 
esse. 

In einer schwierigen 
Situation haben wir        

die notwendigen   
Entscheidungen getrofigj1 

Einige Anmerkungen zur Innenpolitik 
vor allem zur Wirtschafts- und Finanzp0' 
litik. 
Alle aktuellen Analysen bestätigen, daß 
wir es unverändert mit einer gespaltene0 

Entwicklung zu tun haben: Hochkon- 
junktur im westlichen Teil Deutschlands 
— demgegenüber im östlichen Teil 
Deutschlands eine außerordentlich 
schwierige Phase wirtschaftlicher 
Umstrukturierung und Neuorientierung- 
Dort ist der Abbau von Arbeitsplätzen 
unverändert deutlich höher als der Zuge' 
winn neuer Arbeitsplätze. 

Was ist in dieser kritischen Zeit des Ube 

gangs konkret zu tun? 
Ich nenne vor allem drei Punkte: 

Erstens I müssen wir Verwaltung un 

Justiz in den neuen Bundesländern fufl 

tionsfähig machen. 

Zweitens J müssen wir die Finanzau - 
stattung der Länder und Gemeinden m 
den neuen Ländern verbessern. 

Drittens I ergreifen wir zusätzliche 
Maßnahmen für mehr Investitionen un 
Beschäftigung. 

, 
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e drei Aufgaben haben eines gemein- 
*m: Sie können nur erfolgreich gelöst 
erden, wenn der Bund und alle Länder 

""" die alten und die neuen Bundesländer 
~~ Slch dieser Gesamtverantwortung 
8enieinsam stellen. 

m zweiten Halbjahr 1990 - also nach 
s°l|zug der Währungs-, Wirtschafts- und 

D°iualUnion ~ waren es z*rka 35 Mrd- 
M aus dem Bundeshaushalt für den öst- 

llchen Teil Deutschlands. 
!m Jahr 1991 sind es mehr als 50 
Mrd. DM. Allein aus dem Bundes- 
haushalt ergibt sich damit ein 
Gesamtbetrag von 85 Mrd. DM 
2ugunsten der neuen Bundesländer. 

•j.  ner hat die Bundesregierung in diesen 
fü u   ^as Gemeinde-Kreditprogramm 

r kommunale Infrastruktur-Investitio- 
n von 10 auf 15 Mrd. DM aufgestockt. 

Bu 'H      
Wa^un8saufbau unterstützt die 

ndesregierung — neben der Entsen- 

J^klärung des Bundes- 
kanzlers vor der Bundespres- 
sekonferenz in Bonn 

Undif'8ener MitarDeiter — die östlichen 
der p   e!se' Stadte und Gemeinden bei 
Ve.ri?,Wlnnun8 von Fachkräften für ihre 
Haltungen. 

^UschmSprechende Personalkosten- 
Von ,n

ußPr°gramm für 1991 ist soeben 
Dani- u f ,0° MilL DM erhöht worden- 
die n X nnen bis zu 2000 Fachkräfte in 
den CUen Bundesländer entsandt wer- 

tüaf       auf die scnwie"ge Personalsi- 
desk k-lm Bereich der Justiz hat das Bun- 
stiznf- -nett auf Vorschlag des Bundesju- 
gramniSters ein konkretes Sofortpro- 

mm von jährlich 120 Mill. DM für 

drei Jahre beschlossen. In Zusammenar- 
beit mit den westlichen Bundesländern 
können jetzt sehr rasch bis zu 2 300 Rich- 
ter, Staatsanwälte und Rechtspfleger in 
die neuen Bundesländer entsandt wer- 
den. 

„Gemeinschaftswerk 
Aufschwung-Ost" 

Zur Finanzausstattung der neuen Länder 
und ihrer Gemeinden hat die Bundesre- 
gierung folgendes klargestellt: 

Zur besseren Finanzausstattung der 
neuen Länder und ihrer Gemeinden hat 
die Bundesregierung auf ihren Anteil am 
Fonds Deutsche Einheit in Höhe von 
ca. 5 Mrd. DM verzichtet. 

Die Koalition von CDU/CSU und 
FDP hat sich darüber hinaus auf 
ein „Gemeinschaftswerk Auf- 
schwung-Ost" mit einem Gesamtvo- 
lumen von 12 Mrd. DM verstän- 
digt. Fünf Mrd. DM davon sind 
vorgesehen für ein Sofortprogramm 
zur Unterstützung kommunaler 
Investitionen mit hoher Beschäfti- 
gungswirkung. 

Das heißt konkret: Die Bundesregierung 
ist bereit, sofort eine entsprechende Ver- 
waltungsvereinbarung mit den neuen 
Bundesländern zu treffen. Sie ist notwen- 
dig, weil nach unserer Verfassung der 
Bund Kreisen und Kommunen nicht 
unmittelbar — das heißt ohne Einschal- 
tung der Länder — Finanzmittel zur Ver- 
fügung stellen kann. 

Ich gehe davon aus, daß dieses Geld 
dann bei den Ländern nur „durchgelei- 
tet" wird, das heißt den Landkreisen und 
Kommunen ganz direkt und ohne büro- 
kratische Umwege zur Verfügung steht. 
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Dabei geht es um einen Investitionsbe- 
trag von etwa 300 DM pro Einwohner. 
Mit diesem Geld können Landräte und 
Bürgermeister in den neuen Bundeslän- 
dern in einem stark vereinfachten Verfah- 
ren noch im April/Mai Aufträge verge- 
ben, insbesondere zur Instandsetzung 
von Schulen, Altenheimen und Kranken- 
häusern. Diese Aufträge sollen vor allem 
den örtlichen Handwerks- und Mittel- 
standsbetrieben zugute kommen. 
Darüber hinaus stellt die Bundesregie- 
rung ebenfalls im Rahmen des Gemein- 
schaftswerks ein Programm in Höhe von 
7 Mrd. DM zur Verfügung, mit dem wir 
zusätzliche Maßnahmen zur Belebung 
der Wirtschaft und für den verstärkten 
Einsatz von Arbeitsbeschaffungsmaßnah- 
men in Gang setzen wollen. 

Ich halte noch einmal fest: Wenn 
man das zusammenfaßt, was die 
Bundesregierung zugunsten der 
neuen Länder jetzt zusätzlich zur 
Verfügung stellt, dann ergibt sich 
ein Gesamtbetrag von 17 Mrd. DM 
— bestehend aus 5 Mrd. DM zur 
Stabilisierung der Haushalte von 
Ländern und Gemeinden und 12 
Mrd. DM für das „Gemeinschafts- 
werk Aufschwung-Ost". 

Nimmt man die bereits genannten Lei- 
stungen des Bundes für die neuen Bun- 
desländer für den Zeitraum Mitte 1990 
bis Ende 1991 in Höhe von 85 Mrd. DM 
hinzu, dann ergibt sich ein Gesamtvolu- 
men in Höhe von 102 Mrd. DM. Diese 
Zahl spricht für sich selbst. 
Sie belegt, daß die Bundesregierung an 
die Grenze dessen gegangen ist, was 
finanz- und haushaltspolitisch noch ver- 
tretbar und möglich ist. 
Lassen Sie mich noch ein Wort zu den 
beschlossenen Steuererhöhungen hinzu- 
fügen : 

Die Bundesregierung stellt dieses Geld z 
einem Zeitpunkt zur Verfügung, zu dem 
auch die finanziellen Verpflichtungen 
außerhalb der deutschen Grenzen erheb- 
lich zunehmen, und zwar in zweifacher 
Hinsicht: 

Ich nenne erstens den Golfkrieg- 
Hierfür sind 1990 und im 1. Quar- 
tal 1991 insgesamt rund 15 Mrd- 
DM aufzubringen. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat aus 
den bekannten verfassungsrechtlichen 
Gründen keine deutschen Soldaten an 
den Golf entsandt. Um so selbstverständ- 
licher ist es, daß das wirtschaftlich starke 
Deutschland diesen finanziellen Solider'' 
tätsbeitrag leistet. Diese 15 Mrd. DM, d>e 

wir im Zusammenhang mit dem Golf- 
krieg zu leisten haben, stehen jetzt für 
andere Aufgaben nicht zur Verfügung- 

Zweitens: Der Handel innerhalb 
der Länder des früheren Ostblocks 
ist weitgehend zusammengebroche11. 

Davon betroffen sind in erster Li"1 

Betriebe und Arbeitsplätze in der 
früheren DDR. 

Die Bundesregierung hatte bereits im v 

gangenen Jahr nicht mehr damit gerec 
net, daß der Export in die RGW-Länder 
und vor allem in die Sowjetunion in der 

bisherigen Höhe von jährlich etwa 30 
Mrd. DM aufrecht erhalten werden 
könne. 

Ich habe aber damals in Übereinstim- 
mung mit vielen Sachverständigen weI1'g 

stens die Hälfte für weiterhin realistisc 
gehalten. 

Niemand konnte damit rechnen, daß eS 

nahezu zum völligen Zusammenbruch 
des RGW-Handels kommen würde. 

Was dies konkret heißt, zeigt zum Bei- 
spiel die Tatsache, daß die fünf größte" 
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Werft 
üb m Mecklenburg-Vorpommern zu 
o er 60 Prozent von sowjetischen Aufträ- 
^ abhängen. Damit sind ca. 30000 

De«splätze verbunden. 

W: , jißt: Die unvorhergesehenen Ent- 
rungen durch den Golfkrieg und die 
füh

mat,schen Ausfälle im RGW-Handel 
HöhCn ZU zusätzlichen Aufwendungen in 
Ich ZWeistel,i8er Milliarden-Beträge, 
hen r86 n°ch einmal: Diese Beträge ste- 
ste   *

T 2usätzliche Maßnahmen zugun- 
2ürVerfi 

neuen Bundesländer nicht mehr 
ügung. 

bere-lesem Hintergrund und nach den 
Bünd

s Vorgenommenen Einsparungen im 
Vft, ?eshaushalt 1991 stand die Koalition vorder Alternative: 

^tweder Erhöh       der Mettokredit- 
% 

aufnahme 
0 er Erhöhung der Steuern. 

kam   höhur»g der Nettokreditaufnahme 
markt1Cht 'n Frage' weil der KaPital" 
stabiivm Blick auf zinsen und Geldwert- 
gen ' at nicbt stärker in Anspruch 

°mmen werden kann. 

tung
e^lcnts der internationalen Bedeu- 

tung n
er D-Mark kann die Verantwor- 

aüfd  eutschlands für die Entwicklung 
talmä

eJJ mtemationalen Geld- und Kapi- 
Wer(j     

en 8ar nicht hoch genug bewertet 

lerhin « i-eb ~~ als Grundlage einer wei- 
Weg ü^0llden Finanzpolitik - nur der 
2 er die Steuererhöhung. 

folg^^schlüssen selber möchte ich 
die Ke/f Unterstreichen: Für mich war 
küngen     age: Wie können die Rückwir- 
'ungso auf die konjunkturelle Entwick- 
ln.     gering wie möglich gehalten wer- 

ben 
N,ür mhber Cines besteht kein Zweifel: 
Verlaufennner ins8esamt weiter positiv 

den Wirtschaftsentwicklung 

können wir die anstehenden Aufgaben in 
den neuen Bundesländern bewältigen. 
Dabei darf nicht übersehen werden, daß 
die westdeutsche Konjunktur ganz 
beträchtlich von der zusätzlichen Nach- 
frage aus dem östlichen Teil Deutsch- 
lands profitiert. 

Auf zwölf Monate befristet 
Dieser wirtschaftlichen Gesamtsi- 
tuation tragen unsere steuerpoliti- 
schen Beschlüsse Rechnung: So ist 
der Solidaritätszuschlag zur Lohn-, 
Einkommen- und Körperschaft- 
steuer auf zwölf Monate begrenzt 
worden, das heißt auf den Zeitraum 
vom 1. Juli 1991 bis 30. Juni 1992. 

In dieser Zeit beläuft sich der Zuschlag 
zur Steuerschuld (nicht zum Einkom- 
men!) auf 7,5 Prozent.«Bezieht man diese 
Belastung auf das Gesamtjahr 1991 bzw. 
1992, ergibt sich ein jährlicher Zuschlag 
zur Steuerschuld in Höhe von 3,75 Pro- 
zent. 

Mit der eindeutigen Befristung auf 
12 Monate ist für jedermann erkennbar, 
daß es sich um eine einmalige Zusatzbe- 
lastung handelt — also um eine Bela- 
stung, die die längerfristigen Planungen 
nicht beeinträchtigt und von daher auf 
Investitionen und Arbeitsplätze die gebo- 
tene Rücksicht nimmt. 

Ich fasse zusammen: In einer 
schwierigen Situation haben wir die 
notwendigen Entscheidungen 
getroffen. 

Insgesamt wird damit ein Gesamtkonzept 
verwirklicht, mit dem wir eine gute 
Chance haben, die vor uns liegenden 
schwierigen Herausforderungen vor 
allem im Interesse der Menschen im östli- 
chen Teil Deutschlands zu bestehen.     • 
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Generalsekretär Volker Rühe: 

Amerikaner sehen die Bedeutung 
des deutschen Beitrags 
für die Stabilität in Europa 
Nach einer einwöchigen Reise in die 
Vereinigten Staaten zog Generalsekre- 
tär Volker Rühe nach Gesprächen, die 
er mit Verteidigungsminister Cheney, 
Sicherheitsberater Brent Scowcroft 
sowie mit Senatoren und Abgeordneten 
des Repräsentantenhauses führte, auf 
einer Pressekonferenz am 4. März im 
Konrad-Adenauer-Haus die folgende 
Bilanz: 

Es gibt große Anerkennung in den USA 
für die Leistungen, die wir im Rahmen 
unserer Möglichkeiten zur Unterstützung 
der Koalition im Golfkrieg erbracht 
haben, und dafür, daß wir sie prompt 
erbracht haben und Geld nicht nur ange- 
kündigt, sondern es auch tatsächlich 
überwiesen haben. Gerade in meinen 
Gesprächen mit Senatoren und Abgeord- 
neten, die wissen, wovon sie reden, gab es 
große Anerkennung für den Mut im Hin- 
blick auf das schwierige Steuerpaket, das 
hier geschnürt worden ist. Und die Ame- 
rikaner können sehr gut nachvollziehen, 
was es bedeutet, einen 25 Pfennig höhe- 
ren Benzinpreis zu verlangen. 

Entscheidend ist, daß die Amerikaner die 
strategische Bedeutung dieser Maßnah- 
men für einen schnellen Neuaufbau in 
Deutschland und für die Absicherung der 
jungen Demokratien in Zentral- und Ost- 
europa sehen, und damit auch die strate- 
gische Bedeutung des deutschen Beitra- 
ges für Stabilität in Europa. Es wird gese- 
hen, daß die schnelle Überwindung der 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten in den 

neuen Bundesländern und die Hilfe fuf 

die jungen Demokratien nicht nur im 
Interesse der Deutschen, sondern sowo 
im Interesse der politischen Stabilität i 
Europa als auch im Interesse der Verei- 
nigten Staaten liegen. 

Es ist keine Frage, daß die Deutschen 
hier den Schwerpunkt ihrer politischen 
und außenpolitischen Aufgaben haben- 

Ich habe deutlich gemacht, daß eine 
Beteiligung am wirtschaftlichen Wiedef' 
aufbau der Golfregion nicht die zentra 
Verantwortung des deutschen Steuerza 
lers sein kann. Das schließt einzelne d 
sehe Beiträge nicht aus, aber unsere 
Schwerpunkte liegen, nachdem wir 
unsere Solidarität für die Kriegsanstren- 
gung der Allierten gezeigt haben, in 
Deutschland und in Europa. 

Im übrigen gibt es reiche Staaten in der 

Region, und es kann nicht angehen, d 
nach diesem Konflikt die Reichen ein- 
fach in ihre Paläste zurückkehren und 
Armen in ihre Hütten. Der soziale AuS'orl 

gleich muß mit den Mitteln dieser Re^' 
geleistet werden. Auch der Irak ist p° 
tiell ein superreiches Land. Wer mit e 
Bevölkerungszahl knapp oberhalb de 
von Belgien ein 1 -Millionen-Heer au - 
bauen kann, eine wirklich aggressive 
Mammut-Armee, und soviel Geld tu 
Rüstung ausgeben kann, der könnte ei 
hochentwickeltes eigenes Land habe 
und hätte sogar noch Geld übrig, um

he|. 
ärmeren Nachbarn in der Region zu 
fen. 
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Deutschlands künftige 
5°He in der Welt 

Einen großen Raum hat bei den Gesprä- 
en die Frage nach der zukünftigen 

*°'le Deutschlands in der Welt einge- 
nommen. Ich bin auf viel Verständnis 
gstoßen, daß das wiedervereinigte 

utschland seine neue außenpolitische 
Kolle erst noch finden muß. Dabei habe 
c|j'deutlich gemacht, daß es nicht darauf 

K°nimt, Engländer, Franzosen oder gar 
nmerikaner zu kopieren. 

•     ^rage, die wir beantworten müssen, 
et: Wollen wir uns auch als wieder- 

^reinigteS souveränes Deutschland auf 
Uer deutlich von unseren Partnern 

Verscheiden? Wer das vereinte Europa 
s auen will, der kann sicherlich nicht 

gen: Wir wollen uns auf Dauer von 
de

Seren Nachbarn in Europa unterschei- 
s-   ' •n müssen die Frage stellen: Was 
2ulf-UnSere ^orstellungen von einem 

Künftigen TViitcrhl^nH? 

W, enn err     man d'e europäische Einigung 
fa|,    .en will, dann muß man sich jeden- 
ty s nicht nur über die Währung einig 
(j     en' sondern auch über entschei- 
heit    Fra8en der Außen- und Sicher- 
sion"khtik" Deswegen muß die Diskus- 
ünd   •     die Substanz geführt werden, 
Verf

Wlr Werc,en unseren Vorschlag einer 
de. ^ssungsänderung in den Mittelpunkt 1 uiskr- 
Hs 

^ussion stellen. 

uscheht Um die Definition der außenpoli- 
ten pv"   °"e des neuen wiedervereinig- 
mand

eutscb'ands, und wir werden nie- 
ses k CnJ1 ?r,au°en, nach Beendigung die- 
Ordnu°n !kts einfach wieder zur Tages- 
T^e   n§ uberzugehen. Dies ist ein großes 
Probig'       der Klärun8 bedarf, und das 
daß Jm wird keineswegs dadurch gelöst, 
ändert H diC Verfassun8 dahingehend 

' daß deutsche Soldaten mit Blau- 

helmen ausgestattet werden können. Die 
Debatte muß umfassender angelegt wer- 
den. 
Wichtig ist, daß wir auch in der Lage sein 
werden, europäische Interessen zusam- 
men mit unseren europäischen Nachbarn 
„out of area" — etwa im Rahmen der 
Westeuropäischen Union (WEU) — 
wahrnehmen zu können. 
Eines muß jedenfalls begriffen werden: 
Es kann nicht darum gehen, einfach an 
alten Gegebenheiten festzuhalten, son- 
dern wir müssen die Flexibilität und die 
Vorstellungskraft aufbringen, dieses wie- 
dervereinigte souveräne Deutschland auf 
die gemeinsamen Aufgaben in Europa im 
nächsten Jahrhundert vorzubereiten. 

Im Rahmen der 
Westeuropäischen Union 

Die Reputation Deutschlands, das Anse- 
hen dieses Landes kann auf die Dauer 
nicht davon abhängen, wie leistungsfähig 
wir wirtschaftlich sind, welche Finanz- 
zahlungen wir leisten, sondern wie weit 
wir ganz konkret auch bereit sind, außen- 
und sicherheitspolitische Verantwortung 
mit den Kollegen in den anderen europäi- 
schen Ländern zu übernehmen. 

Zu den Gesprächen über die Nachkriegs- 
ordnung im Nahen Osten: 

Es gibt Übereinstimmung, daß die Frie- 
denslösung vor allem aus der Region 
selbst kommen muß. Auch die Amerika- 
ner werden keiner Seite ihre Vorstellun- 
gen aufzwingen. Unterstützung durch die 
USA und durch die Europäer, unser poli- 
tisches Gewicht in die Nahost-Region 
einbringen — das ist auch im Interesse 
der Amerikaner. 

Wichtig scheint mir zu sein, in dem Frie- 
densprozeß pragmatisch vorzugehen. Es 
zeichnet sich schon jetzt ab, daß es eine 



Seite 8  •   UiD 8/1991 AUSSEN- UND SICHERHEITSPOLITIK 

Friedenskonferenz erst dann geben kann, 
wenn man vorher zu substanziellen Fort- 
schritten und Ergebnissen etwa auch in 
bilateralen Gesprächen zwischen den ein- 
zelnen Staaten der Region einschließlich 
Israels kommen kann. 
Die Aufrechterhaltung des Friedens wird 
nur für eine kurze Übergangszeit durch 
die alliierten Streitkräfte erfolgen. An der 
irakisch-kuwaitischen Grenze soll eine 
UNO-Friedenstruppe stationiert werden, 
die möglichst nicht aus Staaten, die am 
Krieg beteiligt waren, besteht. 
Für die Sicherheit der Region sollte dann 
langfristig eine Schutztruppe aus Einhei- 
ten der arabischen Staaten gebildet wer- 

Frieden um jeden Preis? 
Unter diesem Titel hat Generalsekretär 
Volker Rühe am 5. März eine Doku- 
mentation über die Irrtümer der deut- 
schen Friedensbewegung vorgelegt. — 
Sie finden diese Dokumentation im grü- 
nen Teil dieser Ausgabe. 

den. Hier werden sicherlich insbesondere 
Ägypten und Syrien eine Rolle zu spielen 
haben. 
Ich meine, daß vertrauensbildende Maß- 
nahmen, wie wir sie in Europa ange- 
wandt haben, z. B. Beschränkung bei 
Militärmanövern, Offenlegung von Sta- 
tionierungsorten, von Bewaffnungsstär- 
ken und ähnlichen Maßnahmen mehr, 
sicherlich hilfreich wären. Entscheidend 
ist es, daß Strukturen gefunden werden, 
um einen neuen Rüstungswettlauf in der 
Region zu vermeiden. 
Keine Frage auch, daß sich die Bedeu- 
tung der PLO durch das Verhalten ihrer 
Führung deutlich abgeschwächt hat, aber 
richtig ist auch, daß ohne die Mitwirkung 
der Palästinenser kein gerechter Frieden 
in der Region gefunden werden kann.   • 

„Friedensbewegung" 

Wo bleibt der 
Protest für Kuwait? 
Zum Schweigen der deutschen „Frie- 
densbewegung" zu den Menschen- 
rechtsverletzungen in Kuwait erklärte 
der 1. Parlamentarische Geschäfts- 
führer der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Friedrich Bohl: 

Als am 2. August 1990 und danach die 
schlimmen Bilder vom brutalen Überfall 
Saddam Husseins auf Kuwait gezeigt 
wurden, sah und hörte man nichts Nen- 
nenswertes von der deutschen „Friedens- 
bewegung". 
Als dann im Januar 1991 die UN-Resolu- 
tionen durchgesetzt werden mußten, war 
die „Friedensbewegung" sofort massen- 
haft auf der Straße. Die Menschen sollten 
weiße Laken aus den Fenstern hängen. 
Doch leider kam nicht nur der Wunsch 
der Menschen nach Frieden hervor, son- 
dern auch reiner Antiamerikanismus. 
Jetzt deckt die Befreiung des überfallenen 
Landes zunehmend die am kuwaitischen 
Volk begangenen unsäglichen Menschen- 
rechtsverletzungen auf. Die Bilder frisch 
angelegter Massengräber, Berichte über 
bestialische Verstümmelungen machen 
fassungslos und tief betroffen. Nach 
kuwaitischen Angaben sind während der 
Besetzung Kuwaits 33.000 Kuwaiter ver- 
schwunden. Allein 8.000 Menschen sol- 
len in den letzten Kriegstagen verschlepp 
worden sein. 
Wo bleibt dazu der Protest der deutschen 
„Friedensbewegung"? Ihre politischen 
Wortführer sind weggetaucht. Jetzt, wo 
die Wahrheit ans Licht kommt, schwei- 
gen sie. Warum? Das Schweigen erschüt- 
tert die Glaubwürdigkeit der sogenannten 
„Friedensbewegung" schwer. 



RUSSEN- UND SICHERHEITSPOLITIK UiD 8/1991  •  Seite 9 

1+4-Vertrag ratifiziert 

Helmut Kohl: Ein guter Tag für die 
deutsch-sowjetischen Beziehungen 
"pr Oberste Sowjet hat am 4. März 

rei völkerrechtlichen Verträgen zuge- 
'/nnit, die für die Beziehungen zwi- 

rnen der Bundesrepublik Deutschland 
nd der Sowjetunion von entscheiden- 
er Bedeutung sind. Es handelt sich: 

Erste I um den Vertrag vom 
ß

2- September 1990 über die abschlie- 
n0e Regelung in bezug auf Deutsch- 

end — den sogenannten „2 + 4-Vertrag' 
'eser Vertrag ist der völkerrechtliche 

ch|ußstein der deutschen Einheit. 

?Weit< 
a um den Vertrag vom 

s" November 1990 über gute Nachbar- 
in   a't, Partnerschaft und Zusammenar- 
ö

e,t zwischen der Bundesrepublik 
utschland und der Union der Soziali- 

smen Sowjetrepubliken. 
Ser erste vom vereinten Deutschland 

fr
eschl°ssene politische Grundlagenver- 

p .? f der vom Bundeskanzler und von 
2 . s'dent Gorbatschow persönlich unter- 
e.»chnet wurde — ist das Fundament für 

er> zukunftsgewandten Ausbau der 
_utsch-sowjetischen Beziehungen. 

Pisa um den Vertrag vom Q     y*^«^        •     Ulli   VJVU     v v.1  iiat    VUIU 

ejn     ember 1990 über die Entwicklung 
er Urnfassenden Zusammenarbeit auf 

w
m Gebiet der Wirtschaft, Industrie, 

traI
SenSChaft und Technik. Dieser Ver- 

neU Steht in der Kontinuität der traditio- 
hUn

en Handels" un<* Wirtschaftsbezie- 
frj ?en ur>d öffnet den Weg zu ihrer lang- 

u gen Fortentwicklung unter europäi- sch en Vorzeichen. 
'ündesk anzler Helmut Kohl erklärte zu 

der Annahme dieser Verträge durch den 
Obersten Sowjet: Dies ist ein guter und 
entscheidender Tag für die deutsch- 
sowjetischen Beziehungen. Es besteht 
jetzt die berechtigte Erwartung, daß das 
deutsche Volk und die Völker der Sowjet- 
union in Zukunft in guter Nachbarschaft 
und partnerschaftlicher Zusammenarbeit 
miteinander leben können. Dies ist 
zugleich eine Botschaft der Hoffnung 
und des Friedens für ganz Europa. 

*** 

Gorbatschow hat 
sich durchgesetzt 
Zur Ratifizierung des 2 + 4-Vertrages 
im Obersten Sowjet erklärte der 
außenpolitische Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Karl 
Lamers: 

Schließlich hat auch Moskau — den 
jüngsten Störmanövern einiger Militärs 
zum Trotze — den Vertrag zur Wieder- 
herstellung der vollen Souveränität 
Deutschlands ratifiziert. Die Geschichte 
der Nachkriegszeit ist damit formell 
abgeschlossen. Die Bundesrepublik 
Deutschland ist auch de jure nicht länger 
Objekt der Siegermächte des II. Weltkrie- 
ges, sondern freies Subjekt in der 
Gemeinschaft der Staaten. Daß der Ober- 
ste Sowjet diesen bedeutungsvollen Wan- 
del unterschrieben hat, gibt Anlaß zur 
Erleichterung. 
Präsident Gorbatschow hat sich durchge- 
setzt und Kurs gehalten. Die gegen ihn 
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gerichtete Opposition von Militärs und 
unbelehrbaren Hardlinern hat sich doch 
nicht als so stark erwiesen, wie es zuletzt 
den Anschein hatte. Dies läßt für die 
zukünftige Zusammenarbeit mit der 
Sowjetunion hoffen. Der unermüdliche 
Einsatz des Bundeskanzlers für eine Ver- 
ständigung mit Moskau wird jetzt 
Früchte tragen. 

Im Interesse der Sicherheit 

Grundlage der Zusammenarbeit ist das 
Paket der im vergangenen Jahr zwischen 
Bonn und Moskau abgeschlossenen Ver- 
träge. Dazu gehört die Vereinbarung über 
den Abzug der sowjetischen Truppen bis 
1994. Im Interesse der Sicherheit beider 
Staaten und ihres noch im Wachsen 
befindlichen Einvernehmens muß dieses 
Abkommen genau erfüllt werden. Wün- 
sche nach Zusatzbestimmungen wären 
dem Vertrauensverhältnis zwischen Bonn 
und Moskau nicht zuträglich. 
Jedoch ist zu erwarten, daß die abschlie- 
ßende Regelung auch dieser Frage von 
der Sowjetunion bald ratifiziert wird. Ein 
Umbruch von historischer Tragweite, des- 
sen wir uns immer wieder bewußt sein 
sollten, wird damit seinen Abschluß fin- 
den. 

Baltikum 

Unabhängigkeit steht 
auf der Tagesordnung 
Die Volksbefragungen in Estland und 
Lettland haben nach den Worten des 
Vorsitzenden der EVP-Fraktion, Egon 
Klepsch, in eindrucksvoller Weise 

| bestätigt, daß die gewählten parlamen- 
tarischen Vertretungen beider Länder 
die überwältigende Mehrheit der 
Bevölkerung repräsentieren. 

Das Ergebnis hat dieselbe Aussagekraft 
wie die litauische Volksabstimmung- Sie 
machen deutlich, daß die Forderung 
nach Gewährung des Selbstbestimmung8' 
rechts und der Unabhängigkeit für die 
1940 okkupierten Baltenstaaten auf der 
Tagesordnung steht. Die Position des 
Europäischen Parlaments in diesen 
grundsätzlichen Fragen ist immer eindeU' 
tig gewesen und geblieben. 

Klepsch: Wir erwarten, daß nunmehr 
Fortschritte bei den Verhandlungen zwi- 
schen der Moskauer Regierung und den 
Regierungen der drei Baltenstaaten P'atz 

greifen. 

Willkommen in der Gemeinschaft44 
w 

Unter diesem Titel hat die Vertretung 
der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaft in der Bundesrepublik 
Deutschland mit einer ersten Auflage 
von 200.000 Exemplaren eine Bro- 
schüre herausgegeben, mit der sie sich 
an die rund 16 Millionen Bürgerinnen 
und Bürger der ehemaligen DDR 
wendet. 
„Willkommen in der Gemeinschaft" 
soll nicht nur die neuen Bürger auch 

in der Europäischen Gemeinschaft 
herzlich begrüßen, sondern bei ihnen 
auch den enormen Nachholbedarf an 
Informationen über die Ziele der EG- 
Politik und über das Funktionieren 
der Gemeinschaftsinstitutionen befrie- 
digen. 
Die Broschüre kann in der Vertretung 
der EG-Kommission der Bundesrepu- 
blik Deutschland bezogen werden: 
Zittelmannstraße 22, 5300 Bonn 1. 
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Der Jahreswirtschaftsbericht der 
Bundesregierung ist zuversichtlich 
D»e wirtschaftliche Entwicklung im 
iSfinigten Deutschland wird auch 
*f9l unterschiedlich verlaufen. Zu 
?"esem Ergebnis kommt der am 5. 
y}*Tz in Bonn veröffentlichte Jahres- 
W|rtschaftsbericht der Bundesregie- 
rung. Im alten Bundesgebiet werden 
gcn Wirtschaftswachstum und 

eschäftigungsanstieg fortsetzen. In 
en neuen Bundesländern sind weitere 

^Passungen bei Produktion und 
e«chäftigung unumgänglich. 

"* Westen Deutschlands ist die konjunk- 
relle Lage nach wie vor gut. Für 1991 

3
a"n m»t einem Wirtschaftswachstum um 

rozent gerechnet werden. Die west- 
utschen Ausfuhren werden nochmals 

2
raft«g um 6,5 bis 7 Prozent steigen. Der 
uwachs des privaten Verbrauchs wird 
m etwa 3 Prozent zunehmen. 

jarke Wachstumsimpulse geh 
hin en weiter- 

wird 
v°n den Investitionen aus. Erwartet 

ein Anstieg der Unternehmensinve- 

^«haltendes Wirtschafts- 
wachstum im Westen 

w^,0nen um 7 bis 8 Prozent. Kräftige 

Woh    Umsimpulse sind aucn von der 
nnungsbautätigkeit zu erwarten. 

Weit8Ute ^nvest'ti°ns^nma wird einen 
Ins   

ren Beschäftigungsanstieg sichern. 

Züsft r?mt Wird mit 55° 00° bis 600 00° Wichen Arbeitsplätzen gerechnet. 
gen

eT.Elnrechnung der Steuererhöhun- 
und   lrd bei verantwortungsvollem lohn- 
braü

Pue,Spo,itischen Verhalten der Ver- 
ben      preisanstieg rund 3 Prozent 

§en. In den neuen Bundesländern 

werden die Preise vor allem wegen des 
schrittweisen Subventionsabbaus stärker 
steigen. Insgesamt wird dort aber das 
Verbraucherpreisniveau noch deutlich 
unter dem der alten Bundesländer liegen. 

Umschwung im Osten 
im Laufe des Jahres 

Der unvermeidliche Strukturwandel in 
den neuen Bundesländern wird sich nur 
mit einem dynamischen Aufholprozeß 
bewältigen lassen. In der Beschäftigungs- 
entwicklung müssen zunehmend unpro- 
duktive und nicht wettbewerbsfähige 
Arbeitsplätze aufgegeben werden, um die 
notwendige strukturelle Erneuerung der 
Wirtschaft nicht zu verzögern. 

In vielen Bereichen werden neue Arbeits- 
plätze entstehen. Neben dem Dienstlei- 
stungsbereich wird sich die Beschäfti- 
gungszahl vor allem in den Freien Beru- 
fen, im Hotel- und Gaststättengewerbe 
und im Handwerk ausweiten. Viele neue 
Arbeitsplätze wird aber auch die Bauwirt- 
schaft bereitstellen können. 

Durch die Wahrnehmung von Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten in den alten Bundes- 
ländern, Umschulungsmaßnahmen, die 
Inanspruchnahme von Vorruhestands- 
und Altersüberbrückungsregelungen und 
nicht zuletzt durch das Instrument der 
Kurzarbeit wird der Anstieg der Arbeits- 
losigkeit gebremst werden können. 

Der Jahreswirtschaftsbericht geht davon 
aus, daß die wirtschaftlichen Auftriebs- 
kräfte im Osten Deutschlands im Laufe 
dieses Jahres die Oberhand gewinnen 
werden. • 
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17 Milliarden mehr 
in die Kassen 
der neuen Länder 
Zur Einigung über die Finanzhilfen 
zwischen dem Bundeskanzler und den 
Ministerpräsidenten erklärte der wirt- 
schaftspolitische Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Matthias 
Wissmann: 

Die Neuregelung bei der Umsatzsteuer 
bringt jeweils zusätzlich 17 Mrd. DM für 
die Jahre 1991 — 1994 in die Kassen der 
neuen Länder. Für das Jahr 1991 stellt 
der Bund zudem weitere 12 Mrd. DM für 
Investitionen und Baumaßnahmen bereit. 
Mit diesem Finanzpaket haben die neuen 
Bundesländer nun den entsprechenden - 
Spielraum, um die Wirtschaft in Gang zu 
bringen. Darüber hinaus sind die alten 
Bundesländer bereit, im Rahmen der Ver- 
waltungshilfe den neuen Ländern zusätz- 
lich Personal mit verbesserten Besol- 
dungs- und Beförderungsmöglichkeiten 
zur Verfügung zu stellen. 
Am Geld kann es jetzt nicht mehr liegen, 
falls in den neuen Ländern die Schwierig- 
keiten weiter anhalten sollten. Eigenin- 
itiative ist gefordert. Jeder einzelne muß 
jetzt dazu beitragen, den Aufbau von 
wirtschaftlich darniederliegenden 
Gemeinden, Städten und Regionen zu 
bewerkstelligen. 

Personalie 
Der ehemalige rheinland-pfälzische 
Ministerpräsident Bernhard Vogel ist 
als Vorsitzender der Konrad- 
Adenauer-Stiftung bestätigt worden. 
Bernhard Vogel übt dieses Amt seit 
März 1989 aus. 

Kommentar 
Solidaritätssignal 
Wenn es nur am Gelde läge, müßte sich 
die wirtschaftliche Lage der ehemaligen 
DDR in der nächsten Zeit sichtbar zum 
Besseren wenden: Die alten Länder 
rücken nun endlich zugunsten ihrer 
neuen Kollegen bis 1994 insgesamt 17 
Mrd. DM aus ihrem Anteil am Umsatz- 
steueraufkommen heraus. Das von den 
Altländern dabei in den letzten Wochen 
betriebene Poker spiel hat sich für die 
neuen Länder zusätzlich ausgezahlt: 
Der Bund verzichtet nun ebenfalls auf 
seinen Anteil von 15 Prozent am Fonds 
„Deutsche Einheit". Das macht in den 
nächsten vier Jahren weitere 14 Mrd. 
DM für die Neuen. Dazu kommen 
allein 1991 30 Mrd. DM an ohnehin 
vorgesehenen Fondsmitteln, 50 Mrd. 
DM netto aus dem Bundeshaushalt, 
zinsverbilligte Kreditprogramme in 
zweistelliger Milliardenhöhe, jeweils 
ansehnliche dreistellige Millionenbe- 
träge aufgrund der Verwaltungshilfen 
von Bund und Ländern und schließlieh 
das Bonner „ Gemeinschaftswerk Auf- 
schwung-Ost" mit 12 Mrd. DM. 

Handelsblatt 

Nachwahl zum Präsidium 
des Bundesrates 
Der Bundesrat hat am 1. März den Reg'e" 
renden Bürgermeister von Berlin Eber- 
hard Diepgen und den Ministerpräsi- 
denten des Landes Baden-Württemberg 
Erwin Teufel zum 1. bzw. 3. Vizepräsiden- 
ten des Bundesrates und damit zu Mit- 
gliedern des Präsidiums gewählt. Die 
Wahlen waren nach den Neubildungen 
der Landesregierungen in Berlin und 
Baden-Württemberg erforderlich gewor- 
den. 
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IS^gstitionspauschale 

Fünf Milliarden schnelle Hilfe 
für die neuen Bundesländer 
DIA Mn. 
hah     mmunalpoIitiker der Union 
nen*n die Entscheidung, den Kommu- 
5 ly.1" den neuen Bundesländern sofort 
für I     ^^ a"s l|lvest't'onsPauscha^ 
stell nstan^setzungen zur Verfügung zu 
Pan   L De8rüßt- D'ese Investitions- 
Woh       e von rd- 300 DM Pro Ein" 
stre

ner macht es möglich, daß breitge- 
dje Jj fasch Aufträge vergeben werden, 
ent^,.r^e*tsplätze sichern und den sich 
stärk° n heimischen Mittelstand 

ist u ?strument der Investitionspauschale 
Antra     °kratisch' da langwieri8e 

falle ^S" Und Bewilligungsverfahren ent- 
gen r'SCnne11 wirksam, da die zuständi- 
ge     drate und Bürgermeister die Auf- 
verw S,0fort vergeben können, und selbst- 
getät

a tUn8sgerecht, da die Investitionen 
dring81 Werden können, die vor Ort am 
Weiter

inCls^en sind und damit am ehesten 
öie   C ^"vate Investitionen auslösen. 
Gru "Vestit'onspauschale kann auf der 
verej , age e'ner einfachen Verwaltungs- 
sch0n ,arun8 mit den neuen Ländern 
Wer(je  

ai~ an die Kommunen ausgezahlt 
•n den

n'    ie Kommunalpolitiker vor Ort 
daher p ^Uen Bundesländern sollten 
Gründl 

r,0l*itätenlisten erarbeiten, die 
der Auf386" rascner Entscheidungen bei 

ttragsvergabe sein können. 
°lf He k Sprgpu    rken«"ath, kommunalpolitischer 

fraktionF rv CDU/csu-Bundestags- 
Ünion k Kommunalpolitiker der 
Bundes egrüßen die Bereitschaft der 
Bündes

re8lerung' den 15-v.-H.-Anteil des 
neuen L"m,Fond Deutsche Einheit den 

andern zu überlassen, wenn die 

alten Länder ihrerseits bereit sind, die 
Quote der neuen Länder an der Umsatz- 
steuer ab 1991 auf 100 v. H. aufzustok-   . 
ken. Die alten Bundesländer sind deshalb 
zu einer klaren positiven Entscheidung 
aufgefordert. Über den Finanzausgleich 
sind die Kommunen an der verbesserten 
Finanzausstattung der Länder von 10 
Mrd. DM mit mindestens 2 Mrd. DM 
beteiligt. 
Durch die Entscheidungen der Bundesre- 
gierung erhalten die Kommunen frei ver- 
fügbare Investitions- und Finanzmittel 
von 7 Mrd. DM im Jahr 1991. Die sich 
daraus ergebenden Impulse für die Wirt- 
schaftsentwicklung kommen später wie- 
der allen Gebietskörperschaften zugute. 

Berichtigung 
Im letzten UiD (7/91, Seite 7) wur- 
den im Zusammenhang mit den 
Steuerbeschlüssen zwei Zahlen 
genannt, die wie folgt berichtigt 
werden müssen: 

# Arbeitnehmer mit 6.000 DM 
brutto und 2 Kindern: monatli- 
che Mehrbelastung rund 147 
DM (fälschlich hieß es: 104 
DM). 

• Arbeitnehmer mit 6.000 DM 
brutto, alleinstehend und ohne 
Kinder: monatliche Mehrbela- 
stung rund 189 DM (fälschlich 
hieß es: 147 DM). 
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Kommission „Enteignungen46: Noch 
vor dem Sommer erste Ergebnisse 

auch außenpolitische Rücksichtnahme 
auf verständliche Ressentiments ist bei 
dieser Aufgabe dringend geboten. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ent; 
spricht damit einem Auftrag, der im k» 
gungsvertrag vorgezeichnet ist. Nach 0 
Gemeinsamen Erklärung der Regierun'J 

gen der Bundesrepublik Deutschland ^ 
der Deutschen Demokratischen Repu 

zur Regelung offener Vermögensfrage 

vom 15. Juni 1990 sind die Enteignung6 

auf besatzungsrechtlicher bzw. besat- 
zungshoheitlicher Grundlage (1945 bis 
1949) „nicht mehr rückgängig zu 
machen". 

Zur konstituierenden Sitzung der 
Kommission „Enteignungen 
1945—1949" erklärten der stellvertre- 
tende Vorsitzende der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Paul Laufs, und 
der Justitiar der Fraktion, Franz Möl- 
ler: 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat 
eine Kommission eingesetzt, die sich mit 
den Enteignungen befassen soll, die auf 
besatzungsrechtlicher bzw. besatzungsho- 
heitlicher Grundlage in der Zeit von 1945 
bis 1949 im Bereich der ehemaligen 
sowjetischen Besatzungszone durchge- 
führt wurden. Die Kommission hat den 
Auftrag, Art und Möglichkeiten staatli- 
cher Ausgleichsleistungen für derartige 
Enteignungen zu prüfen. Sie hat jetzt ihre 
Arbeit aufgenommen. 

Die Fraktion greift damit frühzeitig eine 
äußerst brisante und vielschichtige Pro- 
blematik auf. In den Jahren nach dem 
Ende des Krieges haben viele Menschen 
in der sowjetischen Besatzungszone 
durch Enteignungen bitteres Unrecht 
erlitten. Die sog. demokratische Bodenre- 
form führte zur Enteignung von weit über 
3000 Industriebetrieben und von über 3 
Millionen Hektar land- und forstwirt- 
schaftlicher Flächen ohne Entschädi- 
gung. 

Nach so langen Jahren kann die gesamte 
historische Entwicklung nicht rückgängig 
gemacht werden. Es müssen Wege für 
einen vernünftigen Ausgleich gesucht 
werden. Eine zügige Behandlung dieser 
schwierigen Thematik wird dazu beitra- 
gen, Hindernisse in den neuen Ländern 
für den dringend erforderlichen raschen 
Aufschwung zu beseitigen. Innen- und 

Die Regierung der Bundesrepublik      .ß 

Deutschland hat dies im Hinblick auf ° 
historische Entwicklung zur Kenntnis 
genommen. 

Die Koalitionsvereinbarung vom JatlU 

1991 fordert deshalb unter Bezug auf 
diese Erklärung, daß eine gesetzliche 
Regelung des Ausgleichs für Enteigne 
gen alsbald in Angriff genommen wQX 

muß. Allerdings setzt dies voraus, &" 
das Bundesverfassungsgericht, dem • 
dieser Sache mehrere Verfassungsbe- 
schwerden vorliegen, im Sinne des fc' 
gungsvertrages entscheidet. 

Vorbereitung und Prüfung einer Aus- 
gleichsgesetzgebung werfen nicht nu 
rechtliche, sondern auch städtebauhc ^ 
landwirtschaftliche, wirtschaftliche so 
haushalts- und finanzpolitische Aspe 

und Probleme auf. Dabei werden die 
außenpolitischen Belange Deutschte 
berücksichtigt. Die Kommission w,r. v0r 
diese Fragen zügig angehen und noc     g 

der Sommerpause erste Arbeitserge      ^ 
vorlegen. 
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Sozial erträgliches 
Mietniveau durch Wohngeld 

ri    ^jnnungsbaupolitik in der bishe- 
Bp«kPDR war entsprechend der 
tralL      Se der 10- Ta8ung des Zen" 
l9 »Komitees der SED vom 2.0ktober 

sen h",n erSter Linie durch den Klas~ Q     arakter unserer sozialistischen 
tion"    Chaft" Destimmt- »D*r revolu- 
neißJre ^amPf der Arbeiterklasse" so 
Bef   eS da weiter> »um ,nre soziale 
beu[eiUng 8egen kapitalistische Aus- 
ist in ^ Und Unterdrückung war und 
Hin"Jeder Phase verbunden mit dem 
Sun!?     menscnenwürdige Wohnbedin- 
Werir? fÜr die ArDeiter und alle 

'«tätigen zu schaffen." 
In der Pr unip       axis wurde dieses Programm so 
hend CtZt' daß der Neubau unter weitge- 
ren f

em Ausschluß von privaten Investo- 
cjeu   rciert und der vorhandene Gebäu- 
sUn 

stand> trotz anderslautenden Verfas- 
Ve gsauftrages in Artikel 37 der DDR- 

8egehSSUn8' de fact0 dem Verfa11 Preis" 
Ostd      WUrde- Denn bis heute gilt in 

de«     tschland, nur unwesentlich verän- 
26 x, le ^eisstoppverordnung vom 
*w;„ ,0Vernber 1936 mit Mieten im A 
lachen 

Altbau 
- 40 und 80 Pfennig je Quadrat- 

städt
r Wohnfläche und Monat, in Groß- 
len ein wenig mehr. 

D^
,alist»sche Politik unsozial 

Send! cngeb,ich soz>a>e Politik zeigt fol- 
D 

ue c-rgebnisse: 
7,i w.Urcnschnittsalter der derzeit rund 
23 prQ0- W°hnungen beträgt 58 Jahre. 
°der e

Zent verfugen nicht über ein Bad 
über k'ne Duscngelegenheit, 30 Prozent 

eine Innentoilette. Etwa die Hälfte 

aller Wohnungen wird noch mit Einzel- 
öfen beheizt, was wiederum die Umwelt- 
belastung in den ostdeutschen Ländern 
wesentlich verschärft, da diese Heizung 
in großem Umfang mit schadstoffreichen 
Braunkohlenbriketts erfolgt. 
Fast ein Viertel der Altbausubstanz ist 
nicht mehr bewohnbar oder so stark bau- 
fällig, daß deren Erhalt stark gefährdet 
ist. Im Jahr der deutschen Vereinigung 
lagen deshalb 750000 Anträge in den ost- 
deutschen Bundesländern auf Wohn- 

Von Dietmar Kansy, 
wohnungspolitischer Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion 

raumzuWeisung vor. 1990 ist übrigens das 
Jahr, für das die SED vor zwei Jahrzehn- 
ten angekündigt hatte, „die Wohnungs- 
frage als soziales Problem gelöst zu 
haben". 
Der zentrale Punkt für diese katastro- 
phale Situation ist bis heute das in den 
neuen Bundesländern geltende Miet- 
recht. Nicht nur jeder Verantwortliche in 
der ehemaligen DDR, sondern auch die 
meisten Menschen wußten, daß solche 
Mieten nicht imstande sind, die Kosten 
auch nur annähernd zu decken. So lag 
bereits dem vorletzten Ministerpräsiden- 
ten der DDR, Modrow, der dringende 
Wunsch seiner Fachleute vor, doch end- 
lich eine angemessene Mietanhebung vor- 
zunehmen. 
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Er ließ die Wünsche in der Schublade 
verschwinden. Die Häuser verfielen 
weiter. 

Anpassung mit 
Einkommenssteigerungen 

Im Einigungsvertrag wurde festgelegt, 
daß diese Anpassung im Gleichklang mit 
der Erhöhung der Einkommen in den öst- 
lichen Bundesländern passiert. Die Vor- 
schläge der Koalition entsprechen diesem 
Auftrag. Sie bestehen aus zwei gleich 
wichtigen Teilen: 

Mit der Grundmietenverordnung, der 
Betriebskosten-Umlageverordnung und 
der Instandsetzungskostenverordnung 
wird den Wohnungsunternehmen und 
Hauseigentümern schrittweise ermög- 
licht, zu kostendeckenden Mieten zu - 
kommen. 

Über ein spezielles Wohngeld-Ost, das 
kein Almosen ist, sondern ein Instrument 
unserer Wohnungspolitik, wird dieser 
Prozeß sozial flankiert, um eine Überfor- 
derung der Mieter zu verhindern. Unsere 
Vorgabe für das noch im Parlament zu 
beratende Wohngeldgesetz ist, daß die 
Brutto-Kaltmiete unter Einbeziehung des 
Wohngeldes im Schnitt etwa 10 Prozent 
des Netto-Haushaltseinkommens betra- 
gen soll. 

Über die Jahre, bis zur Anpassung der 
Einkommen und Renten an den westli- 
chen Standard, wird sich dies dann auf 
die in den westlichen Bundesländern 
übliche Belastung von im Schnitt etwa 
20 Prozent erhöhen. Die am Anfang nur 
halb so hohe Belastung des Haushalts- 
budgets im Osten gegenüber dem westli- 
chen Teil Deutschlands ist keine Bevor- 
zugung, sondern gerechtfertigt. Andere 
Haushaltsposten, wie Lebensmittel, Ener- 
gie, Post, Kleidung usw. haben bereits 
Westniveau ohne vergleichbare Einkom- 
men. • 

Aus dem 
Bildungsprogramm 
derKAS: 

Veranstaltung Nr. 89 
Verkehrsprobleme in städtischen 
Ballungszentren 
Fachtagung für politische Funk- 
tions- und Mandatsträger im kom- 
munalen Bereich 
24. bis 26. April 1991 

Hauptthemen: 

• Verkehrsinfarkt? — Ursachen, Aus- 
maß, Prognosen 

• Verkehrsprobleme in Ballungszen- 
tren der neuen Bundesländer — DaS 

Beispiel Leipzig 

• Werden die Innenstädte für den 
Individualverkehr gesperrt? — Das 
Beispiel Bonn 

• Verkehrsplanung und politische 
Entscheidung 

• Von der „autogerechten" zur „aut 
freien" Stadt? — Städtebaulicher 
Handlungsbedarf zwischen zwei Uto- 
pien 
• Öffentlicher Personennahverkehr 
— Eine unattraktive Alternative 

• Vom Liebling zum Buhmann — 
Zur Zukunft des Autos in städtischen 
Ballungsräumen 

Die Veranstaltung findet in SchM 
Eichholz statt. Anmeldung und wei- 
tere Informationen: Konrad-Ade- 
nauer-Stiftung, Institut für Politi- 
sche Bildung, Schloß Eichholz, 
5047 Wesseling 
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Global denken, lokal handeln'4 

Forschung zum Schutz der Umwelt 
S3? Uniweltgewissen und das Bewußt- 
en«       ßefährliche Veränderungen in 
ge5fer Umwelt sind weltweit wach- 
Wa H   t# ^aDe* nat s'cn em deutlicher 
derftp1 herausgeWldet: Früher war 
von      k.Descnränkt auf die Ursachen 
repjUn^ die Lösungen für lokale und 
£nale Belastungen wie die Ver- 
einep2un£ eines Flusses 0<*er d*e von 

Schi   r°duktionsanlage ausgehende 
^ermetallemission. 

hau C Sind zusätzlich die Zusammen- 
nenfC Zwiscnen verschiedenen Kompo- 
02e     

des »Systems Erde" (Erdkörper, 
den

an' Atmosphäre, belebte Welt) und 
naj . erschiedenen Ebenen (lokal, regio- 
get'  

0ntinental, global) ins Blickfeld 
Wir i e"" Es ist deutsch geworden, daß 
betroff

einer Welt leben, daß wir alle 
etty   ,en werden von Veränderungen wie 
0z0n 

em Abbau des stratosphärischen 
SchenSß ' dem Rück8ang der tropi- 
gen , ^e8enwälder, den KJimaänderun- 

utgrund der Erwärmung der Erde 
e der Verschmutzung der Meere. 

^rsch aher erforderl»ch, daß sich die 
arln:_Un8 dieser Fragen verstärkt ,n>mmt und — im Blick auf das Ganze un(1 di        ~ lm Bhck aut das uai 

Schöpf an8fristige Bewahrung der 
Verst? ^8 — ein besseres, ganzheitliches 
kelt G      • der Zusammenhänge entwik- 
fau*» emeinsam sind Wissenschaft und 

zung in vorsorgende politische Entschei- 
dungen gelöst werden. Diese Aufgaben- 
stellungen und die bisher erzielten Ergeb- 
nisse müssen aber auch der Öffentlichkeit 
gegenüber stärker ins Bewußtsein gerückt 
werden. 

Seit Jahren wird bereits an einer Fülle 
von Einzelthemen mit Bezug zu den glo- 
balen Umweltveränderungen gearbeitet. 
Das Forschungsministerium wendet hier- 
fürjährlich rund 230 Millionen Mark auf. 
Die Bundesrepublik Deutschland liegt 
damit in Europa deutlich an der Spitze 
(Frankreich 72 Millionen Mark, Großbri- 
tannien 77 Millionen Mark, Niederlande 
66 Millionen Mark). Zusätzliche Aufwen- 

Von Heinz Riesenhuber, 
Bundesminister für 
Forschung und Technologie 

Politik       u,sam sina wissenscnait una 
zum E hUfgerufen' sinnvolle Strategien 
Lebe» r[Jalt.der Umwelt und unserer 

Bedingungen zu entwerfen. 

'emetChts der hohen KomPlexität und 

Bedingungen zu entwerfen. 

^o^?U?8 der hier einzubeziehenden 
gründij6, ann diese Aufgabe nur durch 
Und Pf       wissenschaftliche Analyse 

gnose und konsequente Umset- 

dungen betreffen die Entwicklung für 
umweltfreundliche Technologien (rund 
140 Millionen Mark in 1990), für erneuer- 
bare Energietechnologien und rationelle 
Energieverwendung (rund 300 Millionen 
Mark in 1990) sowie im Rahmen von 
ESA-Projekten für Satelliten zur Erdbe- 
obachtung. 

Nach der bereits seit Jahren erfolgreich 
laufenden Wanderausstellung „Welt- 
raumforschung — Nutzen für alle" stellt 
eine jetzt eröffnete Wanderausstellung 
„Umweltforschung" ein weiteres bedeut- 
sames Forschungsgebiet der breiten 
Öffentlichkeit vor. Sie faßt erstmalig aus- 
gewählte Forschungsergebnisse und 
Lösungsansätze aus dem Bereich der 
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Umweltforschung anschaulich zusam- 
men. Damit soll gezeigt werden, daß 
neben den vielen Appellen zur Schonung 
der Umwelt bereits eine ganze Reihe von 
Möglichkeiten zur Umweltentlastung 
erforscht worden sind und Anwendung 
finden. 
Dies gilt sowohl für die industrielle Pro- 
duktion wie auch für den privaten 
Bereich. Jeder ist eingeladen, sich zu 
informieren und sein Umweltbewußtsein 
zu schärfen. Insbesondere haben Schul- 
klassen hier die Möglichkeit, Unterrichts- 
inhalte anschaulich zu gestalten. Um eine 

Die Probleme im Zusammenhang 

möglichst breite Resonanz zu finden, 
wird die Ausstellung vorwiegend in Städ- 
ten mittlerer Einwohnerzahl in ganz - 
Deutschland gezeigt werden. Als Ausstel- 
lungsorte dienen Rathäuser, Stadthallen, 
regionale Messen etc. 
Inhaltlich ist die Wanderausstellung, die 
ständig fachkundig begleitet wird, in die 
drei Umweltmedien Wasser, Boden und 
Luft gegliedert. Die drei Bereiche sind 
jedoch nicht voneinander getrennt zu 
betrachten, was auch in der Forschung 
deutlich wird. Diese ist nicht auf Einzel- 
probleme ausgerichtet, sondern berück- 
sichtigt die Komplexität der Ökosysteme. 
Die Ausstellung soll den Besuchern zei- 
gen, welche Verbesserungen zur Vermei- 
dung von Umweltbelastungen bereits 
durch die Forschung erreicht wurden und 
noch erreicht werden können. Im Bereich 
„Wasser" werden Modelle und Schauta- 
feln zu den Themen Abwasser, Grund- 
wasser, Meer- und Abwasserentlastung 
gezeigt. So kann man zum Beispiel an 
dem Modell der Kläranlage Geldern ein 
biologisches Klärsystem studieren. 
Anhand einer Fließgraphik wird die Auf- 
bereitung von nitrathaltigem Grundwas- 
ser mit Hilfe eines denitrifizierenden 

Wasserpflanzen-Boden-Filters in Kombi- 
nation mit vorgeschalteten Strohfiltern 
und nachgeschalteter Bodenpassage daf' 
gestellt. 
Der Bereich „Boden" unterteilt sich in 
Abfall, Altlasten, Ökosystemforschung 
und Waldschadensforschung. Hier wird 
zum Beispiel eine schadstoffarme MuH" 
Verbrennungsanlage, die eine Rauchgas' 
reinigung mit Rückstandsbehandlung 
beinhaltet, gezeigt, sowie eine Wiederau 
bereitungsanlage für kontaminierte 
Böden. Ein ganz praktisches Beispiel zu 

Vermeidung von Abfall stellt der „eßbafe 

Joghurtbecher" dar, der in der Ausstel- 
lung verzehrt werden kann. 
Der Bereich „Luft" unterteilt sich in 
Emissionserfassung und -minderung, 
Kraftwerkstechnik, erneuerbare Ener- 
gien, Klimaforschung, Umwelt und 
Gesundheit. Hier wird zum Beispiel die 
Fließgraphik des Verfahrensschemas 
eines Kombikraftwerkes mit integrierte 
Flugstromvergasung gezeigt. Eine sole 

Die Ausstellung wurde in Bonn eröff- 
net. Nach den Stationen Trier (Mär«) 
und Halle vom 21. 3. bis 14. 4. wird sie 
in Mannheim (27. 4. bis 7. 5.) und 
Julien (17. 5. bis 27. 5.) zu sehen sein- 

Flugstromvergasung hat unter andere 
den Vorteil, sowohl Steinkohle als aucn 

Braunkohle, als auch aschereiche und 
salzhaltige Kohlen verarbeiten zu kon- 
nen, so daß auch Kohlen minderer Qu 

tat ohne die bisherigen Umweltbelastn 
gen mit hohem Wirkungsgrad genutzt 
werden können. 
Praktizierter Umweltschutz stellt in de 
nächsten Jahren eine der größten Hef* 
forderungen an uns alle dar. Die Wan 
ausstellung des Forschungsministenu 
leistet hierzu einen aktuellen Beitrag- 
Jeder ist gefordert, die Umwelt in sein 
Denken und Handeln miteinzubeziehe 
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nicht auf Kommando von oben. Die 
Menschen schufen sich ihre Realitäten. 
„Wir sind ein Volk" — das war das Pro- 
gramm der Einheit. 

Peutsche Einheit: Nur im Blitzlicht einer 
historischen Sekunde hatte sie ihre 
Chance. Und Helmut Kohl und die 
Christlich Demokratische Union haben 
diese Sekunde genutzt. Ein Zögern und 
Zaudern, ein langsames Zusammenwach- 

Landesparteitag in Bielefeld 

Unsere europäische Verantwortung 
Wir wollen Frieden in Freiheit 
P«* Parteitag hat Norbert Blüm als 
J^ndesvorsitzenden der CDU NRW 
"r weitere zwei Jahre mit einem 
^ebnis von 87 Prozent bestätigt. Der 

e|'vertretende Fraktionsvorsitzende 
°er CDU-Fraktion, Herbert Reul, 

Urde mit fast 93 Prozent zum neuen 
^•»eralsekretär gewählt. 

I   r "arteitag setzte sich nicht nur mit 
"despolitischen Themen auseinander, 

andern diskutierte auch Aufgabenstel- 
D°gen der Politik der 90er Jahre in 
^eutschland und weltweit. Der polnische 

0 schafter in Österreich und Friedens- 
^eisträger des Deutschen Buchhandels, 

° essor Dr. Wladyslaw Bartoszewski, 
®tt das Hauptreferat zum Thema 

"Grenzenlos leben?". 

iUs.der Rede des Landes- 
^Ü^fenden Norbert Blüm: 

kr  oreignisse der letzten 12 Monate lie- 
n stoff für ein ganzes Jahrhundert. 

de brt8ann kurz nach der 40-Jahr-Feier 
Sv

r
t      

R-Im Überheblichkeitsgefühl des 
ysterns zelebrierte die SED den ver- 

Nol    hen Triumpf des Sozialismus. 
SEn K Cine 4 Wocnen später war die 
Na L      cnt wie ein Spuk verflogen. Über 
hau    bracn das machtgestützte Karten- 
unaunllSammen' Und dann kam sie 

V0n      'tsam: die Wiedervereinigung. 
v0n Tünchen längst zu den Akten gelegt, 
W« en anderen ersehnt, von anderen oekampft. 

paDj lnheit: Sie kam nicht auf dem 
p er abstrakter Theorien und auch 

8. Landesparteitag der CDU 
Nordrhein-Westfalen am 
1./2. März 1991 in Bielefeld 

sen, ein behutsames Konföderieren, und 
wir hätten den Augenblick der 
Geschichte verpaßt. 

Die CDU war immer zum richtigen Zeit- 
punkt da: 

1948: Einführung der Sozialen 
Marktwirtschaft 

1949: Gründung der Bundesrepublik 
Deutschland 

1990: Deutsche Einheit 

„Wir sind ein Volk" — das ist nicht 
Zukunft, sondern Gegenwart. Wir sind 
ein Volk, das ist nicht Erwartung, son- 
dern Wirklichkeit. Keine Mauer kann uns 
fortan trennen! Bei der Bewertung aller 
Schwierigkeiten dürfen wir den Zuwachs 
an Freiheit durch Einheit nicht unter- 
schlagen. Diesen Fortschritt verdanken 
wir • 
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• dem Mut der Bürger in der DDR 
• der Entschlossenheit Helmut Kohls 
• der Bereitschaft Lothar de Maizieres 
• der Solidarität unserer Verbündeten 
• der Einsicht Michail Gorbatschows. 
Die Geschichte erlaubt keine Versteck- 
spiele. Wir stellen uns — oder wir werden 
gestellt. 

Deshalb unsere Verantwortung in drei 
Dimensionen: 
• in der Welt 
• in Deutschland 
• in Nordrhein-Westfalen. 
Es sind drei Dimensionen einer Sache, 
nämlich der Verantwortung. 

Neue Konfrontationen 

Gebannt von der Ost-West-Konfronta- 
tion sahen wir in ihr die alles dominie- 
rende Kriegsgefahr. Das war „nahelie- 
gend". Denn die Schnittstelle der Kon- 
frontation verlief mitten durch Deutsch- 
land. Die Frontlinie des kalten Krieges 
trennte Berlin. Mit der Überwindung der 
deutschen Teilung trat diese Konfronta- 
tion zurück. Und wir wähnten uns am 
Beginn eines Zeitalters des ewigen Frie- 
dens. 

Saddam Hussein hat uns in die Realität 
einer Welt gestürzt, die noch immer vom 
Irrsinn der Aggression und des Imperia- 
lismus gequält wird. 

Ohne das bewaffnete Nein der Vereinig- 
ten Staaten und der verbündeten Armeen 
wäre es nicht möglich gewesen, Saddam 
Hussein die Waffen, mit denen er Men- 
schen und Natur terrorisierte, aus der 
Hand zu schlagen. Dafür sagen wir den 
Vereinigten Staaten und ihren Verbünde- 
ten Dank. Vielleicht hätte ihn ein länge- 
res Embargo gegen den Irak ebenso in 
die Knie gezwungen. Denn nur das aller- 
letzte Mittel darf der Krieg sein. 

Ich sehe noch das Gruppenbild des 
Münchner Abkommens von 1938: Cham- 
berlain, Daladier, Mussolini, Hitler. 
Damals glaubte man, durch Nachgeben 
den Aggressor Hitler besänftigen zu kön- 
nen. Es war ein tödlicher Irrtum für 
60 Millionen Menschen, die im 2. Welt- 
krieg ihr Leben ließen. 

Solidarität ist keine Einbahnstraße 

Wir verdanken unseren Frieden, den wir 
über 4 Jahrzehnte genießen, dem Bündnis 
der freien Völker. Aber die NATO ist 
nicht zum alleinigen Schutz Deutsch- 
lands eingerichtet. Ein Bündnis ist auf 
wechselseitigen Schutz angewiesen. Wir 
verabschieden uns aus Bündnis und Soli- 
darität, wenn unser Beistand nicht auch 
denen gilt, die uns in der Bedrohung bei- 
standen, wenn sie in Bedrohung geraten- 

Europäische 
Verteidigungsgemeinschaft   ^^^, 

Ich wünsche mir eine Bundeswehr als 
Teil einer europäischen Verteidigungsge' 
meinschaft, und ich wünsche mir ein 
bewaffnetes Weltgewissen, institutionall' 
siert in der UNO und ausgerüstet mit 
einer Weltpolizei, zu der wir unseren Bel' 
trag leisten: eine Eingreiftruppe, die kol- 
lektives Verbrechen verfolgt und AggreS' 
soren in die Schranken weist. 

Weh rpf 1 ichta rmee: 
Bürger für Bürger ^^^^ 

Wir wollen die Bundeswehr als die Bun' 
deswehr des Volkes. Deshalb muß unser 
Bundeswehr eine Bundeswehr der Wen 
Pflichtigen bleiben. Deshalb ist die Altef' 
native zwischen Berufsheer oder Wehr- 
pflichtigenarmee in unserer Tradition 
nicht nur eine Organisationsalternative, 
sondern vor allem eine Frage des Selbs - 
Verständnisses des Staates als demokrati- 
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her Gemeinschaft. Die Bundeswehr 
u» bleiben, was sie seit Beginn immer 
ar: Mandatsträger des Volkes durch 

ÖUr8er in Uniform. 

^ffenhandel 
ÜÜj^rkontrollieren  

fe5
fen gehören in die Hände der Fried- 

de   H"' 
Am besten sind die Waffen in 

be   \ifnden von Demokratien aufgeho- 
tat

n- Deshalb kein Waffenhandel mit Dik- 
.     ren! Waffenproduktion geschieht in 
^•"nationaler Arbeitsteilung. Deshalb 

n 'hre Kontrolle auch nur internatio- 
nal sein. 
Ich 
tio Ver'an8e eine europäische Konven- 
dpr x2,Um Waffenhandel, abgestimmt mit 

JÜg£g"braucht Gerechtigkeit 

1^     e lst mehr als die Abwesenheit des 
nich?eS" Desna,b kann der Frieden sich 
fen   °Ur auf die Abschreckung der Waf- 
die pÜtzen- D'e Mutter des Friedens ist 
gefäjjerechtigkeit. Ungerechtigkeit 

.et das friedliche Zusammenleben 
(jnt

S ^°|kes und der Völker. Systeme der 
Sli ,   aruckung haben immer in der Ver- 
ren ,Un8 gestanden, den Druck im Inne- 
Uss UrC^ Ablenkung nach außen zuzu- 

ordÜSChenrechte u"d Friedens- 
-^^[jmNahen Osten  

UtiterdHÜr,Gerechtigkeit und Segen 

den Fr' H       8 'St auch ein KamPf für 

der Acht" Gerechtigkeit beginnt bei 
Der N        8 der Menschenwürde. 
e'ne gea

r
heu0sten wird nur befriedet durch 

GefäL 6        Friedensordnung. Das 
auch imZv1SChen Reich und Arm kann 

Wie es jst    
hen 0sten nicht so bleiben, 

e,Chen Ölländer werden ihren 

„Wir können viel bewegen und gestalten, 
wenn viele mitmachen und wenn Politik Spaß 
macht." Mit diesem Appell zu einem gewan- 
delten Selbstverständnis der Oppositionspar- 
tei CDU Nordrhein-Westfalen stellte sich Her- 
bert Reul, der neue Generalsekretär, den 
Delegierten des Bielefelder Parteitags vor. 
Herbert Reul wurde am 31. August 1952 gebo- 
ren, ist verheiratet, hat drei Kinder und arbei- 
tete bis 1985 als Studienrat am Gymnasium. 
Er ist Kreisvorsitzender im Rheinisch-Bergi- 
schen Kreis. Seit 1985 gehört er dem Landtag 
an und vertritt die CDU-Fraktion als schulpoli- 
tischer Sprecher und stellvertretender Frak- 
tionsvorsitzender. 

Reichtum mit den Armen ihrer Region 
teilen müssen. 
In eine Friedensordnung für die Zukunft 
muß das Existenzrecht Israels ebenso ein- 
geschlossen sein wie die Menschen- und 
Existenzrechte der Palästinenser. In einer 
großen Konferenz, verglichen der KSZE- 
Anstrengung, muß die Befriedung des 
Nahen Ostens versucht werden. 

Ein großer Trialog zwischen Islam, Juden- 
tum und Christentum könnte einen Dienst 
am Frieden der Menschheit leisten.        • 
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Landesparteitag in Spaichingen 

Erwin Teufel: Wir können 1992 
die absolute Mehrheit erreichen 
Am 2. März 1991 fand im südbadi- 
schen Spaichingen der 30. Landespar- 
teitag der CDU Baden-Württemberg 
statt. Neben Reden des Ministerpräsi- 
denten Erwin Teufel und des Landes- 
vorsitzenden Lothar Späth stand die 
Beratung von 40 Anträgen für die 480 
Delegierten auf dem Programm. 

Ministerpräsident Teufel, der in seiner 
Rede die politischen Ziele seiner Regie- 
rung aufzeigte, nannte als eine wichtige 
Aufgabe, den Sozialstaat um eine „neue 
Kultur des Helfens" zu erweitern. Dies 
könne beispielsweise geschehen durch 
die Ökologisierung der sozialen Markt- 
wirtschaft, durch die humane Gestaltung 
des gesellschaftlichen Wandels sowie das 
Eintreten für eine politische Einigung 
Europas. 
Die Partei forderte Teufel nachdrücklich 
auf, „ruhig mehr Profil zu zeigen" und 
die Konturen für eine christdemokrati- 
sche Politik zu schärfen. Bei der Suche 
nach neuen geistigen Werten müsse die 
Partei über den „Tellerrand" hinaus den- 
ken und handeln. 
Dazu sei es auch nötig, von den gewalti- 
gen gesellschaftlichen Veränderungen 
Kenntnis zu nehmen und sich darauf ein- 
zustellen. Wenn es gelänge, alle Kräfte in 
der Partei zu bündeln, sei er sicher, daß 
bei der Landtags wähl 1992 die absolute 
Mehrheit wieder zu erreichen wäre. 
Landesvorsitzender Lothar Späth ging in 
seiner Rede zunächst auf die Krise am 
Golf ein und forderte, das souveräne 
Deutschland müsse umgehend seine Posi- 
tion in der UNO klären. Es ginge nicht 

an, daß Deutschland weiterhin auf eine 
Sonderrolle pochen könne. Vielmehr 
müsse es in den Vereinten Nationen die 
gleichen Verpflichtungen erfüllen wie a 
anderen souveränen Staaten. 
Wichtig sei es außerdem, den amerika- 
nisch-deutschen Dialog voranzubringe 
und dabei die Bürger aus Ostdeutschen 
mit einzubeziehen. 
An die Partei wandte sich der Landesvo 
sitzende mit der Bitte, die langfristigen 
Perspektiven im Wandel der Gesellscha 
nicht außer Acht zu lassen und die Arn 
an der „Kommission 2000", die im Auf- 
trag der Landes-CDU geleistet worden 
sei, aktiv zu unterstützen. 
Bis Herbst 1991 habe die Partei Gelege^ 
heit, die Arbeitsergebnisse zu diskutier 
und dann als Grundsatzprogramm 
dem nächsten Landesparteitag zu v 

auf 
erab' 

30. Landesparteitag der 
CDU Baden-Württemberg 
am 2. März 1991 
in Spaichingen 

schieden. „Wir müssen uns mit dem 
sehen und dessen Lebenswünschen u 
Entwürfen auseinandersetzen", beto 
Späth. 
Im Blick auf die neuen Bundesländer 
fen sowohl Ministerpräsident Teufe1 

auch der Landesvorsitzende die Dejeg 
ten zu verstärkter Solidarität auf. p,e 

Unterstützung des Reformkurses im 
Osten sei darüber hinaus unabding 
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nd sicher eine der „mühsamsten und 
angfristigsten" Aufgaben für die westeu- 

r°Päischen Staaten, 
ebhaft ging es bei der anschließenden 
eratung der Anträge im Plenum zu. 

P°ntr°vers diskutiert wurde dabei die 
age, ob Berlin auch Regierungssitz wer- 

en solle. Während die Antragskommis- 
°n für Berlin als Amtssitz des Bundes- 

präsidenten und Bonn als Regierungs- 
si h ?ar,amentssitz votiert hatte, sprach 
B£hi die Mehrheit der Delegierten für 

ln als Regierungssitz aus. 

v0
U JjnapPer Mehrheit abgelehnt wurde 

de T      ^e^e8'erten dagegen der Antrag 
r Jungen Union Baden-Württemberg, 

de r8^ri^eister zukünftig nicht mehr in 
üb

n Reistag zu wählen. Die Delegierten 
ernahmen damit die Meinung des Lan- 

voriVRrStandes' der in der Mitgliedschaft 
Bürgermeistern in den Kreistagen 

von D Chsene Elemente" in der Politik 
ßaden-Württemberg sieht. 

k trinudrÜcke sich nicht nur der demo- 
En «sehe Wählerwille aus, der über die 
<5onHendung in Parlamente entscheidet, 

verst      aUCh daS Bestreben' den Sach" 
Dniuand der jeweils unteren in die höhere 
fische Ebene einzubringen." 

Iergeld als „Geburtshilfe" 
An " ~ 
den nn°mmen wurden weiterhin zwei an 
ger- , Undestag bzw. die Bundesregierung 

dend     en.Anträge mit dem Ziel'wer" 
natj 

e" Müttern bereits für die neunmo- 
gewän    hwan8erschaft Kindergeld zu 
kUnft   

en» das sofort nach der Nieder- 
den c u "Geburtshilfe" ausgezahlt wer- 

sollte. 

Anf?tlmmt hat der Parteitag einem 
BUnd

8'nach dem sich die CDU/CSU- 
Undeta8sfraktion und die Stuttgarter 
rung ei

Sreglerung für die rasche Einfüh- 
mache "^ Pfle8eversicherung stark 

n sollen, damit nicht erst im Juni 

1992 ein entsprechender Gesetzentwurf 
vorgelegt wird. 
An den Landesvorstand überwiesen 
wurde ein Antrag des CDU-Stadtverban- 
des Filderstadt, Waffenexporte nur noch 
in NATO-Länder zuzulassen. 

Mehr Chancen für Frauen 
Ein Entschließungsantrag über die ver- 
stärkte Förderung von Frauen in der Par- 
tei kam aus Zeitgründen nicht mehr zur 
Abstimmung und wird auf dem nächsten 
Parteitag ausführlich beraten. 
Parteichef Späth mahnte die CDU zur 
engagierten Auseinandersetzung in dieser 
Frage: Wer ohne Frauenquote auskom- 
men wolle, der müsse auch beweisen, daß 
Frauen auch ohne diese Quote in der Par- 
tei eine Chance haben. 

Demonstranten zeigten 
barbarische Züge 
Scharfe Angriffe richtete die Junge 
Union Hessen gegen die Demonstran- 
ten, die in den vergangenen Tagen im 
Rhein-Main-Gebiet vor Krankenhäu- 
sern gegen die mögliche Behandlung 
amerikanischer Verwundeter demon- 
striert haben. 
„Wir verurteilen diese Haltung als bar- 
barisch und ideologisch verblendet", 
erklärte der JU-Landesvorsitzende 
Volker Hoff in Wiesbaden. Wer es von 
der politischen Haltung der Betroffe- 
nen oder dem politischen Standpunkt 
ihrer Nation abhängig mache, ob er 
einem Notleidenden helfen wolle, der 
offenbare, „daß ihm Menschlichkeit 
ein vollkommen fremder Begriff ist". 
Hoff forderte die Demonstranten auf, 
zur Vernunft zurückzukehren und ihre 
Friedensliebe nicht gegen eine blutig 
anmutende Ideologie einzutauschen. 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

CDUX Bundeskanzler Helmut Kohl: 

m Wir zeigen 
Solidarität 

sthwjprigen 
Situation haben 

wir«« 
notwendigen 

Entscheidungen 

isawMflingai 

Schon jetzt beträchtliche 
Leistungen für die neuen Länder 

Aktuelles Zeitungs- 
Flugblatt zum 
Thema „Steuern" 

Mit einer Auflage von 1,1 Millionen 
Exemplaren hat die CDU-Bundesge- 
schäftsstelle am 5. März das links abge' 
bildete Zeitungs-Flugblatt (A 3) zum 
Thema „Steuern" auf Bestellung an 
rund 165 der insgesamt 250 Kreisver- 
bände sowie in die neuen Bundeslän 
geliefert. Es enthält die Erklärung,die 

der Bundeskanzler am 28. Februar vor 
der Bundespressekonferenz abgege" 
hat (siehe Aufmacher Seite 2 bis 5)- 
Erste Exemplare waren bereits am So 
abend, den 2. März, auf den Landesp3 

teitagen der nordrhein-westfälischen 
CDU in Bielefeld und der baden-würt" 
tembergischen CDU in Spaichingen v 
fügbar. Am Montag wurde das Flug 
im Rahmen einer Pressekonferenz de 
Generalsekretärs im Konrad-Adenau 
Haus der Bonner Presse vorgestellt- 
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